
 
 
        Magdeburg, den 17.04.2015 
        jl-ck 
 
Sitzung des HFA Nr.  47 

Datum:    29.04.2015 

Ort:     Magdeburg, SGSA, Sternstraße 3 

Bearbeiter:   Jörn Langhoff  
 
TOP 5  Sondervermögen aus Bundesmitteln für Investitionen  

finanzschwacher Kommunen - Kommunalinvestitionsförde-
rungsfonds 

___________________________________________________________________________ 
 
Anlagen:   Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 25.03.2015 
___________________________________________________________________________ 
 
Bisherige Beratung:   
___________________________________________________________________________ 
 
 
Begründung: 
 
Mit den E-Mail-Rundschreiben vom 11.03.2015 und 20.03.2015 hatten wir über die geplante 
Investitionsoffensive des Bundes und die Einrichtung eines Sondervermögens zur Förderung 
von Investitionen in finanzschwachen Gemeinden von 3,5 Mrd. Euro informiert. Das E-Mail-
Rundschreiben vom 20.03.2015 beinhaltete den am 17.03.2015 im Bundeskabinett beschlos-
senen Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Förderung von Investitionen finanzschwa-
cher Kommunen und zur Entlastung von Ländern und Kommunen bei der Aufnahme und 
Unterbringung von Asylbewerbern. Der Gesetzentwurf, der derzeit das Gesetzgebungsver-
fahren durchläuft, enthält folgende wesentliche Regelungen:  
 
 Die Umsetzung des Sondervermögens zur Förderung von Investitionen in finanzschwa-

chen Gemeinden (Kommunalinvestitionsförderungsfonds), 
 

 die im Dezember 2014 bereits vereinbarte Bundesentlastung für die Aufnahme und Unter-
bringung von Asylbewerbern in den Jahren 2015 und 2016 in Höhe von jeweils 500 Mio. 
Euro umsetzen und 
 

 die Bereitstellung einer zu der bisherigen „Vorabmilliarde“ weiteren einmaligen Entlas-
tung für das Jahr 2017 um 1,5 Milliarden Euro.  

  

STÄDTE- UND GEMEINDEBUND 
SACHSEN-ANHALT 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Förderung von Investitionen finanzschwa-
cher Kommunen - Kommunalinvestitionsförderungsfonds (KInvF) 

 
Der Gesetzentwurf sieht die Einrichtung eines Fonds aus Mitteln des Bundes in Höhe von 
3,5 Mrd. Euro im Jahr 2015 vor, aus dem in den Jahren 2015-2018 Investitionen finanz-
schwacher Kommunen mit einem Fördersatz von bis zu 90 % gefördert werden sollen.  
 
Nach dem im Gesetzentwurf vorgesehenen Verteilungsschlüssel für die Aufteilung der Bun-
desmittel auf die Bundesländer entfallen auf Sachsen-Anhalt 110,88 Mio. Euro. Mit der beab-
sichtigen vollständigen Übernahme des Mitfinanzierungsanteils von 10 % durch das Land 
stehen damit voraussichtlich 123,2 Mio. Euro zur Verfügung. 
 
Es bleibt abzuwarten, ob es hier wie auch beim gesamten Gesetzentwurf z.B. bei der Vertei-
lung zwischen den Bundesländern noch Änderungen im derzeitigen Gesetzgebungsverfahren 
und der sich daran anschließenden Verwaltungsvereinbarung gibt.  
 
Förderfähige Bereiche  
 
Laut Gesetzentwurf sind aus dem Sondervermögen folgende Bereiche förderfähig: 
 
I. Investitionen mit dem Schwerpunkt Infrastruktur 

 
a. Krankenhäuser, 
b. Straßen, beschränkt auf Lärmbekämpfung, 
c. Städtebau, einschließlich altersgerechter Umbau und Barriereabbau, ohne Abwasser 

und ÖPNV, 
d. Informationstechnologie, beschränkt auf finanzschwache Kommunen in ländlichen 

Gebieten, zur Erreichung des 50 Mbit-Ausbauziels,  
e. energetische Sanierung sonstiger Infrastrukturinvestitionen. 

 
II. Investitionen mit dem Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur 

 
a. Einrichtungen der frühkindlichen Infrastruktur, 
b. energetische Sanierung von Einrichtungen der Schulinfrastruktur, 
c. energetische Sanierung kommunaler oder gemeinnütziger Einrichtungen der Wei-

terbildung. 
 

III. Investitionen mit dem Schwerpunkt Klimaschutz 
 

Einrichtungen gemäß Nummer 1 außerhalb der sozialen Daseinsvorsorge, die durch Ge-
bühren und Beiträge vollständig zu finanzieren sind, können nicht gefördert werden. 

 
Fristen 
 
Investitionen können gefördert werden, wenn sie nach dem 30.06.2015 begonnen werden. Vor 
dem 01.07.2015 begonnene Investitionen, aber noch nicht abgeschlossene Maßnahmen, kön-
nen gefördert werden, wenn gegenüber dem Bund erklärt wird, dass es sich um selbstständige 
Abschnitte eines laufenden Vorhabens handelt. Im Jahr 2019 können Finanzhilfen nur für 
Investitionsvorhaben oder selbstständige Abschnitte von Investitionsvorhaben eingesetzt wer-
den, die bis zum 31.12.2018 vollständig abgenommen und im Jahr 2019 vollständig abge-
rechnet werden. 
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Binnenverteilung Sachsen-Anhalt  
 
Den Ländern obliegt entsprechend den landesspezifischen Gegebenheiten die Benennung der 
antragsberechtigten finanzschwachen Gemeinden (Gemeindeverbände). Hierzu fanden bereits 
intensive Diskussionen mit dem Land statt.  
 
Nach den derzeitigen Vorstellungen des Ministeriums der Finanzen (MF) soll die Verteilung 
der Mittel in einem zweistufigen Verfahren stattfinden. Zunächst sollen anhand einer Kenn-
ziffer unter Berücksichtigung der Steuerkraft und Arbeitslosigkeit die anspruchsberechtigten 
bzw. finanzschwachen Gemeinden bestimmt werden. Die ersten Überlegungen seitens des 
Ministeriums der Finanzen sehen vor, die Finanzschwäche anhand der Steuerkraft zu 75 % 
und der Höhe der Arbeitslosen gem. § 16 SGB III zu 25 % zu ermitteln. Konkret sollen fol-
gende zwei Parameter angewandt werden: 
 
1. Die kommunalindividuelle durchschnittliche Steuerkraft (gemäß Steuerkraftmesszahl / 

Umlagekraftmesszahl FAG) je EW der Jahre 2011-2013 wird ins Verhältnis zur durch-
schnittlichen Steuerkraft aller Kommunen in der jeweiligen betrachteten kommunalen Ge-
bietskörperschaftsgruppe gesetzt. Das Ergebnis wird mit 75 % gewichtet.  

 
2. Die kommunalindividuelle durchschnittliche Anzahl der Arbeitslosen je Einwohner der 

Jahre 2011-2013 wird ins reziproke Verhältnis (Kehrwert) zur durchschnittlichen Anzahl 
der Arbeitslosen aller Kommunen in der jeweiligen betrachteten kommunalen Gebietskör-
perschaftsgruppe gesetzt. Das Ergebnis wird mit 25 % gewichtet.  

 
Sofern die kommunalindividuelle Summe der beiden Teilergebnisse nach derzeitigen Vorstel-
lungen des MF unter 100 beträgt, wird die Kommune als “arm“ definiert. Letztendlich würden 
vor allem Kommunen mit einer vergleichsweise geringen Steuerkraft bei gleichzeitig hoher 
Arbeitslosenzahl an den Bundesmitteln partizipieren.  
 
Aus politischen Erwägungen sollen die kreisfreien Städte nicht am Programm teilnehmen. Die 
hierfür vorgenommene Vergleichsrechnung mit den Landkreisen ist aus fachlicher Sicht nicht 
nachvollziehbar. Der SGSA hatte diesbezüglich bereits beim MF Kritik angemeldet. Die Re-
aktion des MF ist dem als Anlage beigefügtem Schreiben vom 25.03.2015 zu entnehmen. 
(Anlage)  
 
Die Verteilung der Mittel zwischen den zuvor ermittelten anspruchsberechtigten Empfängern 
soll dann wie bei der Investitionspauschale zu 75 % nach der Einwohnerzahl und zu 25 % 
nach der Fläche erfolgen. Auf der zweiten Stufe soll damit die Bedürftigkeit im Sinne der 
zuvor definierten Armut keine Rolle mehr spielen. 
 
Die Überlegungen seitens des MF sollen in der Sitzung am 29.04.2015 detailliert vorgestellt 
und erörtert werden. 
 
Aus Sicht der Landesgeschäftsstelle ergibt sich noch eine Vielzahl von offenen Fragen, die 
ebenfalls in der Sitzung am 29.04.2015 erörtert werden sollen. Dies sind u.a.: 
 
 Sind die zugrunde gelegten Parameter zur Definition der Finanzschwäche grundsätzlich 

geeignet und können diese sich auch an objektiven Maßstäben (Pflicht zur Haushaltskon-
solidierung, Bedarfszuweisungsempfänger, isw-Finanzmonitor, Haushaltskennzahlensys-
tem des MI, vollständige Abschöpfung der Steuerkraft durch Kreis- und Verbandsge-
meindeumlage etc.) messen lassen? 
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 Sollte eine Berücksichtigung der Schlüsselzuweisungen, die dem Ausgleich der geringen 

Steuerkraft dienen, bei der Definition der Bedürftigkeit bzw. Armut erfolgen?  
 

 Ist es richtig, dass die Verteilung der Mittel auf der 2. Stufe unter den zuvor als „arm“ 
definierten Kommunen ohne eine weitere Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedürf-
tigkeit und stattdessen finanzkraftunabhängig erfolgt? 
 

 Sollen bei der Definition der Armut die einzelnen Verbandsgemeinden aggregiert (Summe 
der Verbandsgemeinde und Mitgliedsgemeinden) oder separat betrachtet werden? 
 

 Sollen die Mittel an Einheitsgemeinden und Mitgliedsgemeinden von Verbandsgemeinden 
oder an Einheitsgemeinden und Verbandsgemeinden ausgereicht werden?  

 
Zwar ist der Gesetzgebungsprozess auf Bundesebene noch im vollen Gange, nichtsdestotrotz 
sollen jetzt bereits die sich daran anschließenden notwendigen Weichen zur Verteilung der 
Mittel gestellt werden. Die Sitzung am 29.04.2015 dient als Anfang der verbandspolitischen 
Diskussion und zur Vorbereitung der Präsidiumssitzung am 05.05.2014. Wir gehen davon 
aus, dass sich die Landesregierung Anfang Mai im Kabinett mit diesem Programm befassen 
wird.  
 
 
Der Ausschuss wird um Aussprache gebeten.  
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